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 Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung der Beendigung des subventionierten
 Steinkohlenbergbaus zum Jahr 2018 (Steinkohlefinanzierungsgesetz)

 A.  Problem und Ziel

 Der  deutsche  Steinkohlenbergbau  ist  seit  vielen  Jahren  insbesondere  aufgrund
 seiner  ungünstigen  geologischen  Bedingungen  international  nicht  wettbewerbs-
 fähig.  Milliardenschwere  Subventionen  waren  bisher  notwendig,  damit  der
 deutsche  Steinkohlenbergbau  einen  Beitrag  zur  Versorgung  der  Kraft-  und
 Stahlwerke  mit  Steinkohle  leisten  konnte.  Für  die  Jahre  1998  bis  2006  wurden
 aus  dem  Bundeshaushalt  fast  28  Mrd.  Euro  für  die  Subventionierung  des  Stein-
 kohlenbergbaus  geleistet.  Für  2007  fallen  allein  1,8  Mrd.  Euro  an  Bundeshilfen
 an.  Der  Beitrag,  den  der  deutsche  Steinkohlenbergbau  zur  Versorgung  der  deut-
 schen  Wirtschaft  leistet,  steht  nicht  mehr  in  einem  angemessenen  Verhältnis  zu
 dem  erforderlichen  Subventionsaufwand.  Im  Jahre  2006  deckte  die  in  Deutsch-
 land  gewonnene  Steinkohle  den  deutschen  Primärenergieverbrauch  nur  noch  zu
 4,4 Prozent.

 Der  vorliegende  Gesetzentwurf  zielt  darauf  ab,  ein  sozialverträgliches  Auslau-
 fen des subventionierten deutschen Steinkohlenbergbaus zu ermöglichen.

 B.  Lösung

 Der  Bund,  das  Land  Nordrhein-Westfalen  und  das  Saarland  haben  sich  am  7.  Fe-
 bruar  2007  darauf  verständigt,  die  subventionierte  Förderung  der  Steinkohle  in
 Deutschland  zum  Ende  des  Jahres  2018  sozialverträglich  zu  beenden.  Bis  dahin
 werden  Steinkohleförderung  und  Subventionierung  weiter  reduziert.  Der  Bund
 beteiligt  sich  in  bisheriger  Weise  anteilig  an  der  Steinkohlefinanzierung.  Die
 Vereinbarung  zur  Beendigung  des  subventionierten  Steinkohlenbergbaus  wird
 im  Jahre  2012  durch  den  Deutschen  Bundestag  unter  Beachtung  der  Gesichts-
 punkte  der  Wirtschaftlichkeit,  der  Sicherung  der  Energieversorgung  und  der  üb-
 rigen energiepolitischen Ziele überprüft werden.

 C.  Alternativen

 Keine
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D.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

 1.  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Die  Beihilfebeträge  basieren  auf  den  plausibilisierten  Rechnungen  der  RAG  AG
 für  die  Auslaufvariante  2018  sowie  auf  den  Ergebnissen  des  vom  Bundesminis-
 terium  für  Wirtschaft  und  Technologie  bei  KPMG  in  Auftrag  gegebenen  Gut-
 achtens  zu  den  Stillsetzungskosten/Alt-  und  Ewigkeitslasten.  Aus  dem  Bundes-
 haushalt  sind  in  den  kommenden  Jahren  Beiträge  für  die  Steinkohlefinanzierung
 in folgendem Umfang zu finanzieren:

 2010 bis zu 1 699 000 000 Euro,

 2011 bis zu 1 550 000 000 Euro,

 2012 bis zu 1 512 000 000 Euro,

 2013 bis zu 1 363 000 000 Euro,

 2014 bis zu 1 371 800 000 Euro,

 2015 bis zu 1 284 800 000 Euro,

 2016 bis zu 1 332 000 000 Euro,

 2017 bis zu 1 053 600 000 Euro,

 2018 bis zu 1 020 300 000 Euro,

 2019 bis zu   939 500 000 Euro,

 2019 bis 2029 insgesamt bis zu 1 658 400 000 Euro,

 2020 bis 2022 insgesamt bis zu   794 400 000 Euro.

 Da  die  Steinkohlebeihilfen  erst  im  Januar  des  Folgejahres  ausgezahlt  werden,
 entstehen  die  entsprechenden  Belastungen  für  den  Bundeshaushalt  –  wie  oben
 berücksichtigt  –  mit  einem  Jahr  Verzögerung.  Die  Finanzplafonds,  die  in  den
 Jahren  2010  bis  2019  ausgezahlt  werden,  decken  sowohl  die  Absatzhilfen  als
 auch  die  Hilfen  für  Stilllegungsaufwendungen.  Stilllegungsaufwendungen,  die
 auf  die  letzte  Bergwerksschließung  im  Jahre  2018  zurückgehen,  werden  über  die
 Zahlungen  in  den  Jahren  2020  bis  2022  finanziert.  Verpflichtungen  der  RAG
 AG,  die  nach  der  Beendigung  des  subventionierten  Steinkohlenbergbaus  weiter
 bestehen  und  nicht  von  der  RAG-Stiftung  getragen  werden,  werden  durch  den
 ab 2019 auszuzahlenden Plafond gedeckt.

 Die  nach  Beendigung  der  subventionierten  Steinkohleförderung  weiter  beste-
 henden  Verpflichtungen  der  RAG  AG,  die  Ewigkeitscharakter  haben  –  die  so
 genannten  Ewigkeitslasten  –  werden  nicht  über  Beihilfen  finanziert.  Diese
 Lasten  umfassen  die  Grubenwasserhaltung,  die  Dauerbergschäden  und  die
 Grundwasserreinigung.  Sie  werden  von  der  RAG-Stiftung  im  Rahmen  des  Erb-
 lastenvertrages  zwischen  der  Stiftung  und  den  Ländern  Nordrhein-Westfalen
 und  Saarland  aus  dem  Stiftungsvermögen  finanziert.  Das  hierfür  notwendige
 Finanzvolumen  beträgt  –  bezogen  auf  das  Jahr  2018  –  bis  zu  6  873  Mio.  Euro.
 Zur  Absicherung  des  Auslaufprozesses  gewährleisten  die  beiden  Revierländer
 im  Erblastenvertrag  die  Finanzierung  der  Ewigkeitslasten  für  den  Fall,  dass  das
 Stiftungsvermögen  nicht  ausreichen  sollte.  Gemäß  der  kohlepolitischen  Grund-
 satzverständigung  vom  7.  Februar  2007  beteiligt  sich  der  Bund  mit  einem  Drit-
 tel,  falls  die  Revierländer  aus  der  Gewährleistung  in  Anspruch  genommen  wer-
 den.

 Zur  sozialverträglichen  Anpassung  des  Steinkohlenbergbaus  bis  2018  wird  das
 Anpassungsgeld  für  die  Arbeitnehmer  des  Steinkohlenbergbaus  fortgesetzt.  Be-
 schäftigten,  die  die  Anspruchsvoraussetzungen  erfüllen  und  aus  Anlass  einer
 Stilllegungs-  oder  Rationalisierungsmaßnahme  bis  zum  31.  Dezember  2022
 ihren  Arbeitsplatz  verlieren,  kann  vom  Tag  nach  der  Entlassung  für  längstens
 fünf  Jahre  Anpassungsgeld  gewährt  werden.  Für  die  anteilige  Finanzierung
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durch  den  Bund  sind  aus  dem  Bundeshaushalt  in  den  Jahren  2009  bis  2027  ins-
 gesamt bis zu rund 1,4 Mrd. Euro bereitzustellen. Davon entfallen auf

 2009 bis zu 109 772 000 Euro,

 2010 bis zu 107 185 000 Euro,

 2011 bis zu 105 913 000 Euro.

 Der  beim  Bund  für  die  Absatz-  und  Stilllegungshilfen  sowie  für  das  Anpas-
 sungsgeld  bis  einschließlich  2011  anfallende  Finanzbedarf  ist  im  geltenden  Fi-
 nanzplan berücksichtigt.

 2.  Vollzugsaufwand

 Der  Vollzugsaufwand  beim  Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie
 und  beim  Bundesamt  für  Wirtschaft  und  Ausfuhrkontrolle  wird  sich  in  den
 nächsten  Jahren  gegenüber  der  bisherigen  Praxis  der  Zahlung  und  Abrechnung
 von  Steinkohlebeihilfen  und  Anpassungsgeld  kaum  verändern.  In  den  vergange-
 nen  Jahren  ist  der  Vollzugsaufwand  durch  Verringerung  des  damit  befassten  Per-
 sonals bereits deutlich vermindert worden.

 E.  Sonstige Kosten

 Über  die  Bürokratiekosten  hinaus  entstehen  keine  Kostenbelastungen  für  die
 Wirtschaft.  Auswirkungen  auf  das  Preisniveau  wird  es  nicht  geben,  da  das  Ge-
 setz  dafür  sorgen  wird,  dass  Kraftwerke  und  Stahlindustrie  wie  bisher  die  ein-
 heimische  Steinkohle  zu  Preisen  beziehen  können,  die  den  Einfuhrpreisen  für
 Einfuhren  aus  Drittländern  entsprechen.  Die  Steinkohlebeihilfen  sind  damit  kos-
 tenneutral  für  die  Verbraucher  subventionierter  einheimischer  Steinkohle  und
 preisneutral  für  die  Bezieher  von  Produkten  (Strom,  Stahl),  die  auf  Basis  einhei-
 mischer Steinkohle erzeugt werden.

 F.  Bürokratiekosten

 Die  Bergbauunternehmen,  die  Betreiber  von  Kraftwerken  und  von  Anlagen  zur
 Stahlerzeugung  im  Hochofenprozess  sowie  die  Lieferanten  von  Steinkohle,  die
 für  den  Einsatz  in  Kraftwerken  und  zur  Stahlerzeugung  im  Hochofenprozess  be-
 stimmt  ist,  haben  dem  Bundesamt  für  Wirtschaft  und  Ausfuhrkontrolle  Informa-
 tionen  zur  Verfügung  zu  stellen,  die  erforderlich  sind,  um  das  Vorliegen  der  Bei-
 hilfevoraussetzungen  zu  überprüfen  und  die  Beihilfen  zu  berechnen.  An  den
 Informationspflichten  für  die  Unternehmen  ändert  sich  gegenüber  der  bishe-
 rigen  Praxis,  die  auf  dem  Steinkohlebeihilfengesetz  vom  17.  Dezember  1997
 basiert,  nichts.  Die  Informationspflichten  bestehen  fort,  sodass  auch  die  Büro-
 kratiekosten unverändert bleiben.
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Entwurf eines Gesetzes zur Finanzierung der Beendigung des subventionierten
 Steinkohlenbergbaus zum Jahr 2018 (Steinkohlefinanzierungsgesetz)

 Vom … 2007
 Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

 §  1
 Zweck

 (1)  Die  subventionierte  Förderung  der  Steinkohle  in
 Deutschland wird zum Ende des Jahres 2018 beendet.

 (2)  Die  Bundesregierung  leitet  dem  Deutschen  Bundestag
 bis  spätestens  30.  Juni  2012  einen  Bericht  zu,  auf  dessen
 Grundlage  der  Deutsche  Bundestag  unter  Beachtung  der
 Gesichtspunkte  der  Wirtschaftlichkeit,  der  Sicherung  der
 Energieversorgung  und  der  übrigen  energiepolitischen  Ziele
 prüft,  ob  der  Steinkohlenbergbau  weiter  gefördert  wird.  Der
 Steinkohlenbergbau  und  die  Industriegewerkschaft  Bergbau,
 Chemie,  Energie  (IG  BCE)  werden  angehört.  Dem  Bericht
 sind  Gutachten  anerkannter  Wirtschaftsforschungsinstitute
 zugrunde zu legen und beizufügen.

 (3) Dieses Gesetz dient der Finanzierung

 a)  des  Absatzes  deutscher  Steinkohle  für  den  Einsatz  in
 Kraftwerken  und  zur  Stahlerzeugung  im  Hochofenpro-
 zess bis zum Jahr 2018,

 b)  der  Aufwendungen  der  Bergbauunternehmen  infolge
 dauerhafter Stilllegungen,

 c)  der  ab  dem  Zeitpunkt  der  Beendigung  des  subventionier-
 ten  Steinkohlenbergbaus  weiter  bestehenden  Verpflich-
 tungen der Bergbauunternehmen und

 d)  des  sozialverträglichen  Anpassungsprozesses  für  ältere
 Arbeitnehmer des deutschen Steinkohlenbergbaus.

 (4)  Ansprüche  auf  Zuschusszahlungen  werden  durch  die-
 ses Gesetz nicht begründet.

 §  2
 Begriffsbestimmungen

 Im Sinne dieses Gesetzes ist

 1.  ein  Kraftwerk  eine  Anlage  zur  Erzeugung  elektrischer
 Energie  mittels  Dampf  oder  Dampf  und  Gas  oder  Ver-
 brennungsmotoren;  unerheblich  ist  es,  ob  der  Dampf  oder
 das  Gas  in  einer  Turbo-Generatoren-Anlage  völlig  zur
 Stromerzeugung  ausgenutzt  oder  nach  nur  teilweiser
 Ausnutzung  für  andere  Zwecke,  zum  Beispiel  für  Heiz-
 und Fabrikationsdampf, genutzt wird

 2.  Drittlandskohle  die  außerhalb  des  Bereichs  der  Europäi-
 schen Union gewonnene Steinkohle.

 §  3
 Finanzplafonds

 (1)  Zur  Finanzierung  des  Absatzes  deutscher  Steinkohle
 für  den  Einsatz  in  Kraftwerken  und  zur  Stahlerzeugung  im
 Hochofenprozess  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  bis
 zum  Jahr  2018  sowie  von  Aufwendungen  der  Bergbauunter-
 nehmen  infolge  dauerhafter  Stilllegungen  werden  den  Berg-

 bauunternehmen  aus  Mitteln  des  Bundeshaushalts  für  die
 Jahre  2009  bis  2019  folgende  Finanzplafonds  zur  Verfügung
 gestellt:

 2009 insgesamt bis zu 1 699 000 000 Euro,

 2010 insgesamt bis zu 1 550 000 000 Euro,

 2011 insgesamt bis zu 1 512 000 000 Euro,

 2012 insgesamt bis zu 1 363 000 000 Euro,

 2013 insgesamt bis zu 1 371 800 000 Euro,

 2014 insgesamt bis zu 1 284 800 000 Euro,

 2015 insgesamt bis zu 1 332 000 000 Euro,

 2016 insgesamt bis zu 1 053 600 000 Euro,

 2017 insgesamt bis zu 1 020 300 000 Euro,

 2018 insgesamt bis zu   939 500 000 Euro,

 2019 insgesamt bis zu   794 400 000 Euro.

 (2)  Das  Bundesamt  für  Wirtschaft  und  Ausfuhrkontrolle
 (Bundesamt)  gewährt  auf  der  Grundlage  von  zeitgerechten
 Bewilligungsbescheiden  Plafondmittel  an  Bergbauunterneh-
 men  für  die  in  Absatz  1  genannten  Zwecke.  Die  für  die  Jahre
 2009  bis  2018  gewährten  Plafondmittel  werden  den  Berg-
 bauunternehmen  für  die  einzelnen  Kalenderjahre  jeweils
 Ende  Januar  des  Folgejahres  ausgezahlt.  Die  für  das  Jahr
 2019  gewährten  Plafondmittel  werden  den  Bergbauunter-
 nehmen  in  drei  Raten  jeweils  im  Januar  der  drei  Folgejahre
 ausgezahlt.

 (3)  Die  Bergbauunternehmen  haben  gegenüber  dem  Bun-
 desamt  die  zweckgerichtete  Verwendung  der  ihnen  gewähr-
 ten  Plafondmittel  nach  Absatz  2  durch  Nachweis  der  jährlich
 an  Kraftwerke  und  an  Stahlunternehmen  abgesetzten  Men-
 gen  und  der  von  einem  Wirtschaftsprüfer  testierten  Still-
 legungsaufwendungen  zu  belegen.  Der  durchschnittliche
 Subventionssatz  in  Euro  pro  Tonne  SKE  für  die  abgesetzten
 Mengen,  bei  Absatz  zur  Stahlerzeugung  pro  Tonne,  darf  den
 Unterschiedsbetrag  in  Euro  zwischen  den  durchschnittlichen
 Produktionskosten  des  jeweiligen  Bergbauunternehmens
 und  dem  Preis  für  Drittlandskohle  in  den  jeweiligen  Absatz-
 bereichen  nicht  übersteigen.  Zahlungen  über  die  nach  Absatz  2
 für  das  einzelne  Bergbauunternehmen  gewährten  Plafond-
 mittel  hinaus  werden  nicht  geleistet.

 (4)  Die  Bergbauunternehmen  haben  die  für  das  jeweilige
 Jahr  nicht  zweckentsprechend  verwendeten  Plafondmittel
 zurückzuzahlen;  bei  der  Abrechnung  sind  Eigenmittel,  deren
 Einsatz  den  Bergbauunternehmen  bei  der  Gewährung  der
 Plafondmittel  auferlegt  wird,  als  vorrangig  verwendet  anzu-
 sehen.  In  einem  Jahr  nicht  verwendete  Plafondmittel  können
 im  folgenden  Kalenderjahr  in  Höhe  von  bis  zu  3  Prozent  der
 nach  Absatz  2  für  das  Vorjahr  gewährten  Plafondmittel
 zweckentsprechend verwendet werden.

 (5)  Näheres  bestimmt  das  Bundesministerium  für  Wirt-
 schaft und Technologie durch Richtlinien.
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§  4
 Verpflichtungen der Bergbauunternehmen nach

 Beendigung des subventionierten Steinkohlenbergbaus

 (1)  Für  die  ab  dem  Zeitpunkt  der  Beendigung  des  subven-
 tionierten  Steinkohlenbergbaus  weiter  bestehenden  Ver-
 pflichtungen,  die  nicht  von  der  RAG-Stiftung  getragen  wer-
 den,  werden  den  Bergbauunternehmen  aus  Mitteln  des
 Bundeshaushalts  bis  zu  1  658  400  000  Euro  zur  Verfügung
 gestellt.  Diese  Mittel  können  frühestens  für  das  Jahr  gewährt
 werden,  das  auf  die  Beendigung  des  subventionierten  Stein-
 kohlenbergbaus folgt.

 (2)  Das  Bundesamt  gewährt  auf  der  Grundlage  von  Be-
 willigungsbescheiden  Mittel  an  Bergbauunternehmen  für  die
 in  Absatz  1  genannten  Zwecke  und  zahlt  sie  den  Bergbauun-
 ternehmen  ab  dem  Jahr,  für  das  die  Mittel  gewährt  wurden,
 aus.  Die  Mittel  können  in  bis  zu  elf  Jahresraten  ausgezahlt
 werden.  Werden  die  gewährten  Mittel  in  Raten  ausgezahlt,
 sind  sie  ab  dem  Jahr,  für  das  sie  gewährt  wurden,  zu  verzin-
 sen.  Die  Bergbauunternehmen  haben  gegenüber  dem  Bun-
 desamt  die  zweckgerichtete  Verwendung  der  ihnen  gewähr-
 ten  Mittel  durch  Nachweis  der  von  einem  Wirtschaftsprüfer
 testierten  Aufwendungen  zu  belegen.  Näheres  bestimmt  das
 Bundesministerium  für  Wirtschaft  und  Technologie  durch
 Richtlinien.

 (3)  Für  die  ab  dem  Zeitpunkt  der  Beendigung  des  subven-
 tionierten  Steinkohlenbergbaus  weiter  bestehenden  Ver-
 pflichtungen  der  Bergbauunternehmen,  die  von  der  RAG-
 Stiftung  getragen  werden,  können  aus  Mitteln  des
 Bundeshaushalts  Beträge  in  Höhe  von  einem  Drittel  dieser
 Verpflichtungen  geleistet  werden,  wenn  das  Vermögen  der
 RAG-Stiftung  zur  Erfüllung  der  Verpflichtungen  nicht  aus-
 reicht.

 §  5
 Anpassungsgeld

 (1)  Zur  sozialverträglichen  Beendigung  des  subventionier-
 ten  Steinkohlenbergbaus  kann  aus  Mitteln  des  Bundeshaus-
 halts  Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmern  im  Steinkohlen-
 bergbau,  die  unter  Tage  beschäftigt  und  mindestens  50  Jahre
 alt  oder  über  Tage  beschäftigt  und  mindestens  57  Jahre  alt  sind
 und  aus  Anlass  einer  Stilllegungs-  oder  Rationalisierungs-
 maßnahme  bis  zum  31.  Dezember  2022  ihren  Arbeitsplatz
 verlieren,  vom  Tag  nach  der  Beendigung  des  Arbeitsverhält-
 nisses  für  längstens  fünf  Jahre  Anpassungsgeld  als  Über-
 brückungshilfe  bis  zur  Anspruchsberechtigung  auf  Leistun-
 gen  der  knappschaftlichen  Rentenversicherung  gewährt  wer-
 den.  Näheres  bestimmt  das  Bundesministerium  für  Wirtschaft
 und  Technologie  durch  Richtlinien.  Die  aus  dem  Bundeshaus-
 halt  für  das  Anpassungsgeld  zur  Verfügung  gestellten  Mittel
 dürfen  zwei  Drittel  der  Anpassungsgeldleistungen  nicht  über-
 schreiten.

 (2)  Das  Bundesamt  entscheidet  über  die  Gewährung  eines
 Zuschusses  nach  Absatz  1  im  Rahmen  der  dafür  zur  Verfü-
 gung stehenden haushaltsmäßigen Ermächtigungen.

 §  6
 Melde-, Aufbewahrungs- und Auskunftspflichten

 (1)  Die  Bergbauunternehmer,  die  Betreiber  von  Kraftwer-
 ken  und  von  Anlagen  zur  Stahlerzeugung  im  Hochofen-
 prozess  sowie  die  Lieferanten  von  für  den  Einsatz  in  Kraft-

 werken  und  zur  Stahlerzeugung  im  Hochofenprozess
 bestimmter  Steinkohle  haben  dem  Bundesamt  auf  Verlangen
 die  Auskunft  zu  erteilen  und  die  Unterlagen  vorzulegen,  die
 erforderlich  sind,  um  das  Vorliegen  der  Zuschussvorausset-
 zungen  zu  prüfen  und  die  Zuschüsse  nach  §  3  zu  berechnen.

 (2)  Die  Betreiber  von  Steinkohlekraftwerken  und  von  An-
 lagen  zur  Stahlerzeugung  im  Hochofenprozess  haben  dem
 Bundesamt  die  monatlichen  Bezüge  von  Steinkohle  und
 Steinkohlekoks  für  den  Einsatz  in  Kraftwerken  und  zur
 Stahlerzeugung  im  Hochofenprozess  bis  zum  20.  des  folgen-
 den  Monats  gemäß  Satz  2  zu  melden.  Alle  Angaben  sind
 nach  Lieferanten,  Mengen  in  Tonnen  SKE,  Preisen  in  Euro
 je  Tonne  SKE,  für  Bezüge  zur  Stahlerzeugung  Mengen  in
 Tonnen  und  Preisen  in  Euro  je  Tonne,  bei  Einfuhren  frei
 deutsche Grenze und Ursprungsland aufzuteilen.

 (3)  Änderungen  von  Angaben  nach  den  Absätzen  1  und  2
 sind unverzüglich zu melden.

 (4)  Die  zur  Erteilung  von  Auskünften  nach  den  Absätzen  1
 bis  3  erforderlichen  Unterlagen  sind  über  einen  Zeitraum
 von  sieben  Jahren  aufzubewahren.  Die  Frist  beginnt  mit  dem
 Ablauf des Jahres, in dem die Unterlagen angefallen sind.

 (5)  Die  vom  Bundesamt  beauftragten  Personen  können  zur
 Erlangung  der  in  den  Absätzen  1  bis  3  genannten  Unterlagen
 und  Auskünfte  während  der  üblichen  Büro-  und  Geschäfts-
 zeiten  Grundstücke,  Betriebsanlagen  sowie  Geschäftsräume
 der  Unternehmen  betreten,  dort  Besichtigungen  und  Prüfun-
 gen  vornehmen  und  in  die  geschäftlichen  Unterlagen  Einsicht
 nehmen.  Die  nach  den  Absätzen  1  bis  3  Verpflichteten  haben
 die  Maßnahmen  nach  Satz  1  zu  dulden.  Der  zur  Erteilung
 einer  Auskunft  Verpflichtete  kann  die  Auskunft  auf  solche
 Fragen  verweigern,  deren  Beantwortung  ihn  selbst  oder  einen
 der  in  §  383  Abs.  1  Nr.  1  bis  3  der  Zivilprozessordnung  be-
 zeichneten  Angehörigen  der  Gefahr  strafrechtlicher  Verfol-
 gung  oder  eines  Verfahrens  nach  dem  Gesetz  über  Ordnungs-
 widrigkeiten aussetzen würde.

 (6)  Weigert  sich  ein  Unternehmen,  eine  Auskunft  zu  ertei-
 len  oder  entsprechende  Unterlagen  vorzulegen,  kann  das
 Bundesamt  die  erforderliche  Festsetzung  im  Wege  der
 Schätzung treffen.

 §  7
 Bußgeldvorschriften

 (1)  Ordnungswidrig  handelt,  wer  vorsätzlich  oder  fahrläs-
 sig

 1.  entgegen  §  6  Abs.  1  eine  Auskunft  nicht,  nicht  richtig,
 nicht  vollständig  oder  nicht  rechtzeitig  erteilt  oder  eine
 Unterlage  nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig  oder  nicht
 rechtzeitig vorlegt,

 2.  entgegen  §  6  Abs.  2  Satz  1  oder  Abs.  3  eine  Meldung
 nicht,  nicht  richtig,  nicht  vollständig,  nicht  in  der  vorge-
 schriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht,

 3.  entgegen  §  6  Abs.  4  Satz  1  Unterlagen  nicht  oder  nicht
 mindestens sieben Jahre aufbewahrt oder

 4.  entgegen  §  6  Abs.  5  Satz  2  eine  der  dort  genannten  Maß-
 nahmen nicht duldet.

 (2)  Die  Ordnungswidrigkeit  kann  mit  einer  Geldbuße  von
 bis zu zehntausend Euro geahndet werden.
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(3)  Verwaltungsbehörde  im  Sinne  des  §  36  Abs.  1  Nr.  1
 des  Gesetzes  über  Ordnungswidrigkeiten  ist  das  Bundesamt.

 §  8
 Inkrafttreten

 Dieses  Gesetz  tritt  am  Tage  nach  der  Verkündung  in  Kraft.
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Begründung
 A. Allgemeiner Teil

 Der  Bund,  das  Land  Nordrhein-Westfalen  und  das  Saarland
 haben  sich  in  den  „Eckpunkten  einer  kohlepolitischen  Ver-
 ständigung“  am  7.  Februar  2007  darauf  verständigt,  die  sub-
 ventionierte  Förderung  der  Steinkohle  in  Deutschland  zum
 Ende  des  Jahres  2018  sozialverträglich  zu  beenden.  In  der
 Verständigung  haben  sich  die  Beteiligten  ferner  darauf  geei-
 nigt,  dass  die  Vereinbarung  zur  Beendigung  der  subventio-
 nierten  Förderung  der  Steinkohle  im  Jahr  2012  durch  den
 Deutschen Bundestag überprüft wird.

 Die  Vereinbarung  steht  in  der  Kontinuität  der  bisherigen
 Kohlepolitik  und  beendet  den  seit  Jahrzehnten  laufenden
 Anpassungsprozess  im  deutschen  Steinkohlenbergbau  auf
 sozialverträgliche  Weise.  Der  vereinbarte  Zeitraum  für  den
 Auslaufprozess  bis  2018  stellt  sicher,  dass  betriebsbedingte
 Kündigungen  im  Steinkohlenbergbau  vermieden  werden
 können.  Der  Anpassungsprozess  wird  durch  das  Anpas-
 sungsgeld  für  Arbeitnehmer  des  Steinkohlenbergbaus  flan-
 kiert.

 Die  Vereinbarung  trägt  der  Tatsache  Rechnung,  dass  die
 Steinkohlenproduktion  in  Deutschland  nicht  wettbewerbs-
 fähig  und  bis  zum  heutigen  Zeitpunkt  nicht  erkennbar  ist,
 dass  die  Wettbewerbsfähigkeit  in  absehbarer  Zeit  erreicht
 werden  kann.  Subventionen  in  Milliardenhöhe,  wie  sie  der
 deutsche  Steinkohlenbergbau  benötigt,  können  auf  Dauer
 nicht  aufrechterhalten  werden.  Deswegen  ist  es  unumgäng-
 lich,  die  Subventionierung  der  deutschen  Steinkohle  zu  be-
 enden.  Dieses  Gesetz  und  die  getroffenen  Vereinbarungen
 stellen sicher, dass dies in geordneter Weise erfolgt.

 Bei  der  Versorgung  der  deutschen  Wirtschaft  mit  Steinkohle
 überwiegen  schon  heute  die  Importe.  Steinkohle  kann  jeder-
 zeit  aus  sicheren  Lieferländern  bezogen  werden.  Deswegen
 ist  es  auch  aus  energiepolitischer  Sicht  folgerichtig,  dass  die
 Steinkohleversorgung  immer  mehr  und  schließlich  vollstän-
 dig durch Importe sichergestellt wird.

 Die  Verständigung  über  die  Beendigung  des  subventionier-
 ten  Steinkohlenbergbaus  in  Deutschland  trägt  auch  der
 Entwicklung  im  verbliebenen  deutschen  Unternehmen  des
 Steinkohlenbergbaus,  der  RAG  AG,  Rechnung.  Den
 Schwerpunkt  des  RAG-Konzerns  bildet  nicht  mehr  der
 Steinkohlenbergbau,  sondern  sein  industrieller  Beteiligungs-
 bereich  mit  den  Sparten  Chemie,  Energie  und  Immobilien,
 der  sich  ohne  Subventionen  am  Markt  behauptet.  Die  Ver-
 ständigung  über  die  Beendigung  des  subventionierten  Stein-
 kohlenbergbaus  hat  den  Weg  frei  gemacht  für  den  Umbau
 des  RAG-Konzerns  durch  die  Gründung  der  RAG-Stiftung
 und  den  Börsengang  des  RAG-Beteiligungsbereichs.  Damit
 erhält  dieser  Teil  des  Konzerns  die  notwendigen  Perspekti-
 ven  für  die  weitere  Entwicklung.  Zugleich  ist  sichergestellt
 worden,  dass  das  Beteiligungsvermögen  der  RAG  AG  zur
 Finanzierung  der  Ewigkeitslasten  des  Steinkohlenbergbaus
 vollständig herangezogen wird.

 Die  am  10.  Juli  2007  von  der  RAG  Beteiligungs-AG  gegrün-
 dete  RAG-Stiftung  wird  als  Eigentümerin  des  RAG-
 Konzerns  in  unternehmerischer  Verantwortung  den  Anpas-
 sungsprozess  im  deutschen  Steinkohlenbergbau  bis  2018

 bewältigen  und  die  weitere  Entwicklung  des  Beteiligungs-
 konzerns  sichern.  In  dem  Erblastenvertrag  mit  den  Revier-
 ländern  gewährleistet  die  RAG-Stiftung  die  dauerhafte  Fi-
 nanzierung  der  Ewigkeitslasten  des  Steinkohlenbergbaus  der
 RAG  AG.  Dazu  wird  das  Beteiligungsvermögen  der  RAG
 AG in die Stiftung eingebracht.

 In  der  kohlepolitischen  Verständigung  vom  7.  Februar  2007
 haben  sich  der  Bund,  das  Land  Nordrhein-Westfalen  und
 das  Saarland  darauf  geeinigt,  die  sozialverträgliche  Beendi-
 gung  des  Steinkohlenbergbaus  zum  Ende  des  Jahres  2018
 –  mit  Ausnahme  der  von  der  RAG-Stiftung  übernommenen
 Lasten  –  gemeinsam  durch  Beihilfen  zu  finanzieren.  Die
 Beihilfen  der  öffentlichen  Hand  werden  mit  einer  Rahmen-
 vereinbarung  zwischen  Bund,  Revierländern  und  RAG  AG
 und durch Gesetz geregelt.

 Mit  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  werden  die  Verständi-
 gung  vom  7.  Februar  2007  umgesetzt  und  der  Beitrag  des
 Bundes  zur  Finanzierung  des  beschlossenen  Auslaufprozes-
 ses ab 2009 geregelt.

 Die  Gesetzgebungskompetenz  des  Bundes  ergibt  sich  aus
 Artikel  74  Abs.  1  Nr.  11  des  Grundgesetzes.  Die  bundesge-
 setzliche  Regelung  ist  erforderlich:  Der  Bund  unterstützt  seit
 Jahren  den  Anpassungsprozess  im  deutschen  Steinkohlen-
 bergbau  mit  staatlichen  Beihilfen  unter  dem  Gesichtspunkt
 der  Energieversorgungssicherheit.  Ziel  des  vorliegenden  Ge-
 setzentwurfs  ist  der  sozialverträgliche  und  geordnete  Ab-
 schluss dieses Anpassungsprozesses.

 B. Besonderer Teil

 Einführung

 Das  Gesetz  regelt  die  vom  Bund  für  die  sozialverträgliche
 Beendigung  des  subventionierten  Steinkohlenbergbaus  zum
 Ende  des  Jahres  2018  ab  dem  Jahr  2009  bereitzustellenden
 Beihilfen.  Die  Gesamtfinanzierung  des  Auslaufprozesses
 beinhaltet  die  durch  dieses  Gesetz  geregelten  Hilfen  des
 Bundes,  die  in  der  Rahmenvereinbarung  zwischen  dem
 Bund,  dem  Land  Nordrhein-Westfalen,  dem  Saarland  und
 der  RAG  AG  von  den  beiden  Revierländern  zugesagten  Hil-
 fen  und  den  von  der  RAG  AG  darin  übernommenen  Eigen-
 beitrag  sowie  die  von  der  RAG-Stiftung  im  Rahmen  des  Erb-
 lastenvertrages  zwischen  den  Revierländern  und  der  Stiftung
 übernommene Finanzierung der Ewigkeitslasten.

 Die  Rahmenvereinbarung  zwischen  dem  Bund,  dem  Land
 Nordrhein-Westfalen,  dem  Saarland  und  der  RAG  AG  ist
 fertiggestellt.  Sie  steht  unter  dem  Vorbehalt  des  Steinkohle-
 finanzierungsgesetzes.  In  der  Rahmenvereinbarung  ist  klar-
 gestellt,  dass  die  Steinkohlebeihilfen  unter  dem  Vorbehalt
 der  Genehmigung  durch  die  Europäische  Kommission  ste-
 hen.  Die  Bundesregierung  wird  den  gesamten  Finanzie-
 rungsrahmen bei der EU-Kommission notifizieren.

 Der  Erblastenvertrag  des  Landes  Nordrhein-Westfalen  und
 des  Saarlandes  mit  der  RAG-Stiftung  ist  fertiggestellt.  Er  ist
 mit dem Bund abgestimmt.
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Das  gesamte  ab  2009  für  den  Auslaufprozess  benötigte  Bei-
 hilfenvolumen  einschließlich  der  zu  erwartenden  Zahlungen
 für  das  Anpassungsgeld  für  ältere  Arbeitnehmer  des  Stein-
 kohlenbergbaus beläuft sich auf bis zu 21  597 Mio. Euro.

 Davon  entfallen  bis  zu  19  494  Mio.  Euro  auf  die  Finanzie-
 rung  des  Absatzes  deutscher  Steinkohle  für  den  Einsatz  in
 Kraftwerken  und  zur  Stahlerzeugung  im  Hochofenprozess
 bis  2018  sowie  der  Aufwendungen  der  Bergbauunternehmen
 infolge  dauerhafter  Stilllegungen  und  der  nach  Beendigung
 des  subventionierten  Steinkohlenbergbaus  weiter  bestehen-
 den  Verpflichtungen  der  RAG  AG.  Die  Rahmenvereinba-
 rung  zwischen  dem  Bund,  dem  Land  Nordrhein-Westfalen,
 dem  Saarland  und  der  RAG  AG  sieht  vor,  dass  der  Bund
 davon  einen  Anteil  in  Höhe  von  bis  zu  15  579  Mio.  Euro  und
 das  Land  Nordrhein-Westfalen  einen  Anteil  in  Höhe  von  bis
 zu  3  915  Mio.  Euro  übernehmen.  Das  Saarland  beteiligt  sich
 an diesen Kohlehilfen nicht.

 Hinzu  kommen  Eigenbeiträge  der  RAG  AG  in  Höhe  von
 965  Mio.  Euro.  Von  diesen  Eigenbeiträgen  der  RAG  AG
 entfallen  285  Mio.  Euro  auf  den  Ausgleich  des  fehlenden
 Saarlandanteils.  Im  Rahmen  der  Beihilfen  werden  auch  die
 nach  Beendigung  des  subventionierten  Steinkohlenbergbaus
 weiter  bestehenden  Verpflichtungen  der  RAG  AG  finanziert,
 die  keinen  Ewigkeitscharakter  haben  (z.  B.  Pensionsver-
 pflichtungen).

 Bis  zu  rd.  2  Mrd.  Euro  entfallen  auf  das  Anpassungsgeld  für
 Arbeitnehmer  des  Steinkohlenbergbaus,  das  den  Anpas-
 sungsprozess  im  Interesse  der  Sozialverträglichkeit  flan-
 kiert.  Die  Rahmenvereinbarung  zwischen  dem  Bund,  dem
 Land  Nordrhein-Westfalen,  dem  Saarland  und  der  RAG  AG
 sieht  vor,  dass  der  Bund  wie  bisher  zwei  Drittel  und  die  bei-
 den  Revierländer  zusammen  ein  Drittel  der  Kosten  für  das
 Anpassungsgeld tragen.

 Der  beim  Bund  für  die  Absatz-  und  Stilllegungshilfen  sowie
 für  das  Anpassungsgeld  bis  einschließlich  2011  anfallende
 Finanzbedarf ist im geltenden Finanzplan berücksichtigt.

 Die  nach  Beendigung  der  subventionierten  Steinkohleförde-
 rung  weiter  bestehenden  Verpflichtungen  der  RAG  AG,  die
 Ewigkeitscharakter  haben  –  die  so  genannten  Ewig-
 keitslasten  –  werden  nicht  über  Beihilfen  finanziert.  Diese
 Lasten  umfassen  die  Grubenwasserhaltung,  die  Dauerberg-
 schäden  und  die  Grundwasserreinigung.  Sie  werden  von  der
 RAG-Stiftung  im  Rahmen  des  Erblastenvertrages  zwischen
 der  Stiftung  und  den  Ländern  Nordrhein-Westfalen  und
 Saarland  aus  dem  Stiftungsvermögen  finanziert.  Das  hierfür
 notwendige  Finanzvolumen  beträgt  –  bezogen  auf  das  Jahr
 2018  –  bis  zu  6  873  Mio.  Euro.  Nach  einer  Berechnung  der
 RAG  AG  reicht  das  Stiftungsvermögen  zur  Finanzierung
 dieses  Volumens  aus.  Zur  Absicherung  des  Auslaufprozes-
 ses  gewährleisten  die  beiden  Revierländer  im  Erblastenver-
 trag  die  Finanzierung  der  Ewigkeitslasten  für  den  Fall,  dass
 das  Stiftungsvermögen  nicht  ausreichen  sollte.  Gemäß  der
 kohlepolitischen  Grundsatzverständigung  vom  7.  Februar
 2007  beteiligt  sich  der  Bund  mit  einem  Drittel,  falls  die  Re-
 vierländer  aus  der  Gewährleistung  in  Anspruch  genommen
 werden.

 Der  gesamte  Finanzierungsbedarf  für  den  Auslaufprozess
 bis  2018  beläuft  sich  damit  auf  insgesamt  bis  zu
 rd.  29,5  Mrd.  Euro  ab  2009.  Unter  Einbeziehung  der  bereits
 im  Jahr  2004  zugesagten  Beihilfen  für  den  Steinkohlenberg-

 bau  für  die  Jahre  2006  bis  einschließlich  2008  ergibt  sich  ein
 Gesamtfinanzierungsbedarf  für  den  Auslaufprozess  in  Höhe
 von bis zu rd. 38 Mrd. Euro.

 Die  errechneten  Beträge  basieren  auf  den  plausibilisierten
 Rechnungen  der  RAG  AG  für  die  Auslaufvariante  2018  so-
 wie  auf  den  Ergebnissen  des  vom  Bundesministerium  für
 Wirtschaft  und  Technologie  bei  KPMG  in  Auftrag  gegebe-
 nen  Gutachtens  zu  den  Stillsetzungskosten/Alt-  und  Ewig-
 keitslasten  vom  23.  November  2006  (KPMG-Gutachten).
 Sowohl  die  Unternehmensrechnungen  als  auch  das  Gutach-
 ten  liegen  der  kohlepolitischen  Grundsatzentscheidung  vom
 7.  Februar  2007  sowie  der  vorstehend  genannten  Rahmen-
 vereinbarung  und  dem  Erblastenvertrag  der  beiden  Revier-
 länder mit der RAG-Stiftung zu Grunde.

 Zu §  1

 Das  Gesetz  legt  in  Umsetzung  der  kohlepolitischen  Verstän-
 digung  vom  7.  Februar  2007  die  Beendigung  des  subventio-
 nierten  deutschen  Steinkohlenbergbaus  zum  Ende  des  Jahres
 2018 fest (Absatz 1).

 Absatz  2  setzt  die  kohlepolitische  Verständigung  vom  7.  Fe-
 bruar 2007 um. Darin haben die Beteiligten vereinbart:

 „Der  Deutsche  Bundestag  wird  im  Jahre  2012  diese  Verein-
 barung  zur  Beendigung  der  subventionierten  Förderung  der
 Steinkohle  auf  der  Grundlage  eines  gemeinsamen  Berichts
 der  Bundesregierung  mit  den  Landesregierungen  von  NRW
 und  Saarland  überprüfen,  ob  der  Steinkohlenbergbau  in
 Deutschland  unter  Beachtung  der  Gesichtspunkte  der  Wirt-
 schaftlichkeit,  der  Sicherung  der  Energieversorgung  und  der
 übrigen  energiepolitischen  Ziele  weiter  gefördert  wird.  Der
 Bericht  der  Bundesregierung  muss  dem  Deutschen  Bundes-
 tag  sowie  den  Landtagen  des  Landes  NRW  und  des  Saar-
 landes  bis  spätestens  30.  Juni  2012  zugeleitet  werden.  Der
 Steinkohlenbergbau  und  die  IG  BCE  werden  angehört.  Dem
 Bericht  sind  Gutachten  anerkannter  Wirtschaftsforschungs-
 institute zugrunde zu legen und beizufügen.“

 In  Absatz  3  legt  das  Gesetz  die  Zwecke  fest,  für  die  die  auf
 der  Grundlage  dieses  Gesetzes  vom  Bund  bereitgestellten
 Finanzhilfen  verwendet  werden  dürfen:  Dies  ist  die  Finan-
 zierung  des  Absatzes  deutscher  Steinkohle  für  den  Einsatz  in
 Kraftwerken  und  zur  Stahlerzeugung  im  Hochofenprozess
 bis  zum  Jahr  2018  sowie  der  Aufwendungen  der  Bergbau-
 unternehmen  infolge  dauerhafter  Stilllegungen  und  der  ab
 dem  Zeitpunkt  der  Beendigung  des  subventionierten  Stein-
 kohlenbergbaus  weiter  bestehenden  Verpflichtungen  der
 Bergbauunternehmen (Alt- und Ewigkeitslasten).

 Verpflichtungen,  die  auch  nach  Beendigung  des  Bergbaus
 weiter  bestehen,  sind  zum  Beispiel  Pensionsverpflichtungen
 der  Bergbauunternehmen,  Verpflichtungen  zur  Regulierung
 von  Bergschäden,  die  Bewältigung  von  Dauerbergschäden,
 die  Grundwasserreinigung  und  die  Grubenwasserhaltung.
 Bis  zur  Beendigung  sind  die  sich  aus  solchen  Verpflichtun-
 gen  ergebenden  Lasten  Teil  der  Produktionskosten.  Im
 Auslaufprozess  muss  Vorsorge  getroffen  werden  für  die
 Finanzierung  dieser  Verpflichtungen  nach  Beendigung  des
 Bergbaus.

 Hinzu  kommt  die  Finanzierung  des  sozialverträglichen  An-
 passungsprozesses  für  ältere  Arbeitnehmer  des  deutschen
 Steinkohlenbergbaus  über  das  bestehende  Instrument  des
 Anpassungsgeldes, das den Auslaufprozess sozial flankiert.
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Absatz  4  legt  fest,  dass  das  Gesetz  noch  keine  Rechtsansprü-
 che auf die geregelten Beihilfen begründet.

 Zu §  2

 Nummer  1  bestimmt  den  Begriff  des  Kraftwerks,  um  klarzu-
 stellen,  welcher  Einsatz  der  subventionierten  Steinkohle
 in  Kraftwerken  vom  Zuwendungszweck  der  Absatzhilfen
 erfasst  ist.  Eingeschlossen  sind  Kraft-Wärme-Kopplungs-
 anlagen.

 Nummer  2  definiert  Drittlandskohle  als  Steinkohle,  die
 außerhalb  der  Europäischen  Union  gewonnen  wird.  Diese
 Begriffsbestimmung  ist  erforderlich  für  den  durch  das  Bun-
 desamt  für  Wirtschaft  und  Ausfuhrkontrolle  (Bundesamt)  zu
 ermittelnden  durchschnittlichen  Einfuhrpreis  für  Drittlands-
 kohle  frei  deutsche  Grenze.  Die  Differenz  zwischen  diesem
 Drittlandspreis  und  den  Produktionskosten  der  Bergbau-
 unternehmen  kann  durch  die  Finanzplafonds  nach  §  3  ge-
 deckt  werden.  Der  Drittlandspreis  bildet  auch  die  Grundlage
 für  die  Preisfestlegung  in  den  Lieferverträgen,  die  die  Berg-
 bauunternehmen  mit  ihren  Abnehmern  abschließen.  So  ist
 sichergestellt,  dass  es  nicht  zu  Wettbewerbsverzerrungen  auf
 dem Kohlemarkt kommt.

 Zu §  3

 Absatz  1  legt  die  für  die  Jahre  2009  bis  2019  vom  Bund  be-
 reitzustellenden  Finanzplafonds  zugunsten  der  Bergbauun-
 ternehmen  fest.  Mit  diesen  Mitteln  werden  der  Absatz
 deutscher  Steinkohle  bis  zum  Jahr  2018  sowie  die  Aufwen-
 dungen  der  Bergbauunternehmen  infolge  dauerhafter  Still-
 legungen finanziert.

 Entsprechend  der  kohlepolitischen  Verständigung  vom
 7.  Februar  2007  ist  die  Stilllegung  des  letzten  Bergwerks  im
 Jahr  2018  unterstellt.  Um  die  Stilllegung  vollständig  finan-
 zieren  zu  können,  ist  ein  weiterer  Finanzplafond  für  das  Jahr
 2019  notwendig.  Er  soll  ausschließlich  Stilllegungsaufwen-
 dungen abdecken.

 Die  errechneten  Beträge  folgen  der  kohlepolitischen  Ver-
 ständigung  vom  7.  Februar  2007  und  der  Rahmenvereinba-
 rung  zwischen  dem  Bund,  dem  Land  Nordrhein-Westfalen,
 dem Saarland und der RAG AG.

 Die  Beträge  für  die  Jahre  2009  bis  2012  entsprechen  den
 Festlegungen  in  der  Kohlerunde  im  Jahr  2003  und  damit  der
 gültigen  Finanzplanung  des  Bundes.  In  diesem  Zeitraum
 leistet  die  RAG  AG  einen  Eigenbeitrag  in  Höhe  von
 680  Mio. Euro.

 Bei  den  Beträgen  für  die  Jahre  2009  bis  2012  ist  ein  durch-
 schnittlicher  Erlös  von  46  Euro/t  SKE  unterstellt.  Dies  ent-
 spricht  den  gültigen  Kohlerichtlinien  bzw.  dem  gültigen
 Zuwendungsbescheid,  der  einen  Mechanismus  zur  Kürzung
 der  Beihilfen  bei  Erlösen  über  46  Euro/t  beinhaltet  (sog.
 Kappungsregelung).  Entsprechend  der  kohlepolitischen  Ver-
 ständigung  vom  7.  Februar  2007  werden  die  Beihilfen  bis
 2012  nicht  gekürzt,  soweit  die  Mehrerlöse  zur  Vermeidung
 der  in  den  Rechnungen  der  RAG  AG  für  die  Auslaufvariante
 2018  ausgewiesenen  Unterfinanzierung  benötigt  werden.
 Die  Bergbauunternehmen  müssen  eine  entsprechende  Kos-
 tenbelastung nachweisen.

 Für  den  Zeitraum  ab  2013  ist  unterstellt,  dass  die  Kappungs-
 regelung  entfällt.  Dafür  wird  für  die  Jahre  ab  2013  ein  durch-
 schnittlicher  Erlös  von  55  Euro/t  SKE  unterstellt.  Vor
 endgültiger  Festlegung  der  Beihilfenhöhe  im  Zuwendungs-
 bescheid  wird  diese  Erlösannahme  nochmals  überprüft.  Für
 die  Jahre  2013  bis  2019  leistet  die  RAG  AG  einen  Eigenbei-
 trag von 224 Mio. Euro.

 Der  Anstieg  der  Bundeshilfen  im  Jahr  2015  gegenüber  2014
 ergibt  sich  daraus,  dass  sich  das  Land  Nordrhein-Westfalen
 gemäß  der  kohlepolitischen  Verständigung  vom  7.  Februar
 2007  nach  2014  nicht  mehr  an  den  Absatzhilfen  (für  laufen-
 de  Produktion)  beteiligt.  Diesen  Anteil  des  Landes  Nord-
 rhein-Westfalen übernimmt der Bund ab 2015.

 Absatz  2  folgt  der  Regelung  in  §  1  Abs.  3  (das  Gesetz  be-
 gründet  keine  Ansprüche  auf  die  Beihilfen)  und  legt  fest,
 dass  die  Plafondmittel  vom  Bundesamt  durch  zeitgerechte
 Bewilligungsbescheide  für  die  einzelnen  Jahre  zu  gewähren
 sind.  In  der  Rahmenvereinbarung  zwischen  dem  Bund,  dem
 Land  Nordrhein-Westfalen,  dem  Saarland  und  der  RAG  AG
 ist  vorgesehen,  dass  die  Bergbauunternehmen  nach  Inkraft-
 treten  des  Gesetzes  einen  Zuwendungsbescheid  für  die  Jahre
 2009  bis  2012,  spätestens  zum  Ende  des  Jahres  2011  bei
 Fortgeltung  des  Gesetzes  einen  Zuwendungsbescheid  für  die
 Jahre  2013  und  2014  und  spätestens  zum  Ende  des  Jahres
 2013  bei  Fortgeltung  des  Gesetzes  einen  Zuwendungs-
 bescheid  für  die  Jahre  2015  bis  2019  erhalten.  Die  in  den
 Sätzen  2  und  3  festgelegte  Zahlungsweise  entspricht  den
 gültigen  Kohlerichtlinien  bzw.  den  gültigen  Zuwendungs-
 bescheiden.

 Absatz  3  regelt  die  Grundsätze  der  Mittelverwendung  und
 der  Verwendungsnachweispflicht.  Durch  die  Kohlehilfen
 wird  die  Differenz  zwischen  dem  Drittlandspreis  und  den
 Produktionskosten  der  Bergbauunternehmen  ausgeglichen.
 Dabei  wird  das  bestehende  Plafondsystem  beibehalten:
 Mehr  als  die  auf  der  Grundlage  des  Gesetzes  vom  Bundes-
 amt bewilligten Plafondmittel wird nicht gewährt.

 Absatz  4  regelt  die  Grundsätze  der  Abrechnung  der  Plafond-
 mittel  durch  das  Bundesamt.  Soweit  Plafondmittel  in  dem
 jeweiligen  Jahr,  für  das  sie  gewährt  worden  sind,  nicht
 verwendet  werden,  sind  sie  zurückzuzahlen.  Damit  die  Berg-
 bauunternehmen  überjährige  Verschiebungen  von  Kohle-
 lieferungen  akzeptieren  und  die  Stilllegungsmaßnahmen  un-
 abhängig  von  der  jährlichen  Bilanzierung  verstetigen
 können,  erhalten  sie  in  einem  begrenzten  Maß  Flexibilität
 bei  der  Mittelverwendung  und  dürfen  in  einem  Jahr  nicht
 verwendete  Plafondmittel  bis  zur  Höhe  von  3  Prozent  der  für
 dieses  Jahr  gewährten  Mittel  noch  im  Folgejahr  verwenden.
 Die  in  der  Gesamtfinanzierung  enthaltenen  Eigenbeiträge
 der  Bergbauunternehmen  (Eigenmittel)  werden  den  Berg-
 bauunternehmen  in  den  vom  Bundesamt  zu  erteilenden
 Zuwendungsbescheiden  auferlegt  und  sind  vorrangig  von
 den  Unternehmen  einzusetzen.  Diese  Regelungen  entspre-
 chen  den  gültigen  Kohlerichtlinien  bzw.  den  gültigen  Zu-
 wendungsbescheiden.

 Absatz  5  bestimmt,  dass  die  Einzelheiten  der  Mittelbewilli-
 gung,  der  Mittelverwendung,  der  Verwendungsnachweis-
 pflicht  und  der  Abrechnung  der  Plafondmittel  durch  das
 Bundesamt  durch  die  Kohlerichtlinien  des  Bundesministe-
 riums für Wirtschaft und Technologie geregelt werden.



Drucksache 16/6384 – 10 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
Zu §  4

 Auch  nach  Beendigung  des  Steinkohlenbergbaus  bleiben
 Verpflichtungen  der  Bergbauunternehmen  aus  der  früheren
 Bergbautätigkeit  bestehen.  Für  eine  vollständige  Finanzie-
 rung  des  Auslaufprozesses  müssen  diese  Alt-  und  Ewigkeits-
 lasten  ebenfalls  gedeckt  werden.  Insgesamt  müssen  nach  den
 Berechnungen  des  Bergbaus  und  dem  KPMG-Gutachten  zu
 den  Stillsetzungslasten/Alt-  und  Ewigkeitslasten  Folgelasten
 in  Höhe  von  bis  zu  9  055  Mio.  Euro  finanziert  werden.  Der
 Unterschied  zu  dem  im  KPMG-Gutachten  ausgewiesenen
 Betrag  für  die  Folgelasten  von  bis  zu  8  482  Mio.  Euro  ergibt
 sich  daraus,  dass  das  KPMG-Gutachten  aus  bilanztech-
 nischen  Gründen  eine  Finanzierung  der  auf  Grund  des  Aus-
 laufbeschlusses  notwendig  gewordenen  Schachtsanierungs-
 maßnahmen  bis  zum  Ende  des  Jahres  2018  unterstellt.  Mit
 dem  Bergbau  besteht  Einvernehmen,  dass  auch  die  Schacht-
 sanierungsmaßnahmen  erst  ab  dem  Zeitpunkt  der  endgülti-
 gen  Beendigung  des  Steinkohlenbergbaus  zu  finanzieren
 sind,  sodass  dieser  Teil  nicht  in  die  bis  2018  zu  gewährenden
 Finanzplafonds einbezogen ist.

 Der  größte  Teil  der  Folgelasten  in  Höhe  von  9  055  Mio.  Euro
 entfällt  auf  die  sog.  Ewigkeitslasten:  Das  sind  die  Gruben-
 wasserhaltung,  die  Dauerbergschäden  und  die  Grundwasser-
 reinigung.  Für  diese  drei  Elemente  beträgt  der  Finanzbedarf
 –  bezogen  auf  das  Jahr  2018  –  bis  zu  6  873  Mio.  Euro.  Die
 Ewigkeitslasten  werden  von  der  RAG-Stiftung  im  Rahmen
 des  Erblastenvertrages  zwischen  dem  Land  Nordrhein-West-
 falen,  dem  Saarland  und  der  Stiftung  finanziert.  Nach  den
 Berechnungen  der  RAG  AG  reicht  das  Vermögen  der
 RAG-Stiftung  nach  Übergang  des  Eigentums  an  der  RAG
 AG  auf  die  Stiftung  und  Einbringung  des  RAG-Beteili-
 gungsvermögens  nach  jetzigem  Stand  zur  Finanzierung  der
 Ewigkeitslasten aus.

 Der  verbleibende  Finanzbedarf  für  Altlasten  von  bis  zu
 2  182  Mio.  Euro  wird  durch  staatliche  Beihilfen  finanziert.
 Dabei  handelt  es  sich  um  Folgelasten,  die  keinen  Ewigkeits-
 charakter  haben,  insbesondere  z.  B.  die  Pensionsverpflich-
 tungen  der  Bergbauunternehmen  oder  sonstige  Bergschäden,
 die  nach  Beendigung  des  Bergbaus  eintreten  können  und  re-
 guliert werden müssen.

 Absatz  1  regelt  die  Finanzierung  der  Altlasten,  für  die  Bei-
 hilfen  seitens  der  öffentlichen  Hand  gewährt  werden.  Von
 den  insgesamt  bis  zu  2  182  Mio.  Euro  entfallen  bis  zu
 1  658,4  Mio.  Euro  –  entsprechend  der  Rahmenvereinbarung
 zwischen  Bund,  dem  Land  Nordrhein-Westfalen,  dem  Saar-
 land  und  der  RAG  AG  –  auf  den  Bund.  Damit  die  bilanzielle
 Deckung  bei  den  Bergbauunternehmen  für  den  gesamten
 Auslaufprozess  gewährleistet  werden  kann,  ist  es  aus-
 reichend,  aber  auch  notwendig,  die  Mittel  für  das  Jahr  zu  ge-
 währen,  das  auf  die  endgültige  Beendigung  des  subventio-
 nierten  Steinkohlenbergbaus  folgt.  In  der  Rahmenvereinba-
 rung  ist  vorgesehen,  die  Mittel  zuzüglich  des  zugesagten  er-
 gänzenden  Beitrags  des  Landes  Nordrhein-Westfalen  in
 Höhe  von  bis  zu  462,6  Mio.  Euro  und  unter  Einbeziehung
 eines  Eigenbeitrags  der  RAG  AG  in  Höhe  von  61  Mio.  Euro
 für das Jahr 2019 zu gewähren.

 Absatz  2  folgt  der  Regelung  in  §  1  Abs.  3  (das  Gesetz  be-
 gründet  keine  Ansprüche  auf  die  Beihilfen)  und  legt  fest,
 dass  die  Mittel  durch  Zuwendungsbescheid  des  Bundesam-
 tes  gewährt  werden.  Die  gewährten  Beträge  können  in  bis  zu
 elf  Jahresraten  ausgezahlt  werden.  Werden  die  Beträge  in

 Raten  ausgezahlt,  sind  sie  ab  dem  Jahr,  für  das  sie  gewährt
 wurden,  zu  verzinsen.  Die  Rahmenvereinbarung  zwischen
 dem  Bund,  dem  Land  Nordrhein-Westfalen,  dem  Saarland
 und  der  RAG  AG  sieht  vor,  dass  spätestens  im  Jahr  2018  eine
 Zahlungsvereinbarung  über  die  Zahlungsweise  und  ggf.  die
 Verzinsung  auf  der  Grundlage  des  Refinanzierungssatzes  des
 Bundes  getroffen  wird.  Im  Übrigen  regelt  Absatz  2  die  Ver-
 wendungsnachweispflicht.  Die  Einzelheiten  werden  durch
 die  Kohlerichtlinien  des  Bundesministeriums  für  Wirtschaft
 und Technologie geregelt.

 Absatz  3  bestimmt,  dass  sich  der  Bund  an  der  von  der
 RAG-Stiftung  übernommenen  Finanzierung  der  Ewigkeits-
 lasten  des  Steinkohlenbergbaus  der  RAG  AG  mit  einem
 Anteil  von  einem  Drittel  beteiligen  kann,  wenn  das  Vermö-
 gen  der  RAG-Stiftung  nicht  ausreicht.  Entsprechend  den
 Vereinbarungen  in  der  kohlepolitischen  Verständigung  vom
 7.  Februar  2007  gewährleisten  das  Land  Nordrhein-Westfa-
 len  und  das  Saarland  im  Erblastenvertrag  mit  der  RAG-Stif-
 tung  die  Finanzierung  der  Ewigkeitslasten  für  den  Fall,  dass
 das  Stiftungsvermögen  nicht  ausreicht.  In  der  Rahmenver-
 einbarung  zwischen  dem  Bund,  dem  Land  Nordrhein-West-
 falen,  dem  Saarland  und  der  RAG  AG  ist  vorgesehen,  dass
 der  Bund  im  Falle  einer  Inanspruchnahme  aus  der  Gewähr-
 leistung  ein  Drittel  der  zu  leistenden  Beträge  übernimmt.
 Dies  entspricht  der  kohlepolitischen  Verständigung  vom
 7.  Februar  2007.  In  der  Rahmenvereinbarung  übernehmen
 die  beiden  Revierländer  die  Gewähr  für  alle  haushaltsrecht-
 lich  gebotenen  Prüfungen  für  den  Fall  einer  Inanspruchnah-
 me  aus  der  von  ihnen  übernommenen  Gewährleistung  und
 räumen  dem  Bund  alle  insoweit  notwendigen  Einsichts-,
 Prüfungs- und Beanstandungsrechte ein.

 Zu §  5

 Die  Vorschrift  stellt  sicher,  dass  das  seit  1972  bestehende
 Instrument  des  Anpassungsgeldes  für  die  Arbeitnehmerin-
 nen  und  Arbeitnehmer  des  Steinkohlenbergbaus  fortgesetzt
 und  eine  sozialverträgliche  Beendigung  des  Steinkohlen-
 bergbaus  zum  Jahr  2018  ermöglicht  werden  können.  Dies
 entspricht  der  kohlepolitischen  Verständigung  vom  7.  Febru-
 ar 2007.

 Absatz  1  legt  fest,  dass  auch  ab  2009  aus  Mitteln  des  Bundes
 Anpassungsgeld  gewährt  werden  kann.  Die  gültigen  haus-
 haltsmäßigen  Ermächtigungen  und  die  gültigen  Richtlinien
 des  Bundesministeriums  für  Wirtschaft  und  Technologie
 vom  25.  Oktober  2005  (BAnz.  Nr.  218  vom  18.  November
 2005)  erfassen  die  Beschäftigten,  die  bis  Ende  2008  das
 Anpassungsgeld  für  den  festgelegten  Zeitraum  von  fünf  Jah-
 ren  in  Anspruch  nehmen  können.  Der  im  Gesetz  genannte
 Kreis  der  Begünstigten  entspricht  den  Regelungen  der  gel-
 tenden  Anpassungsgeldrichtlinie  des  Bundesministeriums
 für  Wirtschaft  und  Technologie.  Zur  Vermeidung  von
 betriebsbedingten  Kündigungen  werden  alle  Beschäftigten
 im  Steinkohlenbergbau  von  der  Regelung  erfasst,  die  bis
 zum  31.  Dezember  2022  ihren  Arbeitsplatz  infolge  einer
 Stilllegungs-  oder  Rationalisierungsmaßnahme  verlieren,
 sofern  sie  die  Voraussetzungen  erfüllen.  Sie  entspricht  der
 der  kohlepolitischen  Verständigung  vom  7.  Februar  2007  zu-
 grunde  liegenden  Modellrechnung  des  Bergbaus:  Darin  ist
 unterstellt,  dass  die  subventionierte  Förderung  der  Stein-
 kohle  in  Deutschland  zum  Ende  des  Jahres  2018  eingestellt
 wird.  Daran  schließt  sich  eine  dreijährige  Nachlaufphase  an,
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in  der  mit  den  noch  verbliebenen  Beschäftigten  die  notwen-
 digen  Stilllegungsmaßnahmen  durchgeführt  werden.  Des
 Weiteren  ist  eine  übergangsweise  einjährige  Kurzarbeits-
 phase  vor  Gewährung  des  Anpassungsgelds  unterstellt,  wie
 dies  der  heute  geltenden  Anpassungsgeldpraxis  entspricht.
 Das  Anpassungsgeld  wird  auch  künftig  für  höchstens  fünf
 Jahre  gewährt,  sodass  die  Anpassungsgeldzahlungen  zum
 Ende des Jahres 2027 auslaufen.

 Die  Einzelheiten  der  Anpassungsgeldleistungen  und  der  Ge-
 währung  werden  in  den  Anpassungsgeldrichtlinien  des  Bun-
 desministeriums  für  Wirtschaft  und  Technologie  geregelt.  In
 der  Rahmenvereinbarung  zwischen  dem  Bund,  dem  Land
 Nordrhein-Westfalen,  dem  Saarland  und  der  RAG  AG  ist
 vorgesehen,  dass  die  Anpassungsgeldrichtlinien  des  Bundes-
 ministeriums  für  Wirtschaft  und  Technologie  bis  zum
 31.  Dezember  2022  verlängert  werden  und  die  Verhandlun-
 gen  hierüber  bis  zum  Ende  des  ersten  Halbjahres  2008  abge-
 schlossen werden.

 Die  Begrenzung  der  für  das  Anpassungsgeld  aus  dem  Bun-
 deshaushalt  zur  Verfügung  zu  stellenden  Mittel  auf  zwei
 Drittel  der  Anpassungsgeldleistungen  entspricht  dem  gel-
 tenden  Verteilungsschlüssel  zwischen  dem  Bund  und  den
 beiden  Revierländern  Nordrhein-Westfalen  und  Saarland.  In
 der  Rahmenvereinbarung  haben  die  beiden  Revierländer  für
 das  in  ihrem  Land  anfallende  Anpassungsgeld  ihre  Drittel-
 beteiligung  –  vorbehaltlich  einer  haushaltsmäßigen  Ermäch-
 tigung – zugesagt.

 Insgesamt  ist  mit  einem  Mittelvolumen  von  bis  zu  rd.  2  Mrd.
 Euro  zu  rechnen,  um  das  Anpassungsgeld  ab  2009  zur  Flan-
 kierung  des  Auslaufprozesses  finanzieren  zu  können.  Auf
 den Bund entfallen davon bis zu rd. 1,4 Mrd. Euro.

 Absatz  2  folgt  der  Regelung  in  §  1  Abs.  3  (das  Gesetz  be-
 gründet  keine  Ansprüche  auf  die  Beihilfen)  und  legt  fest,

 dass  das  Anpassungsgeld  im  Einzelfall  durch  das  Bundesamt
 zu gewähren ist.

 Zu §  6

 Die  Vorschrift  regelt  die  Melde-,  Aufbewahrungs-  und  Aus-
 kunftspflichten  der  Bergbauunternehmen,  aller  Betreiber
 von  Anlagen,  in  denen  Steinkohle  eingesetzt  wird,  sowie  der
 Lieferanten  von  Steinkohle,  die  Importkohle  im  deutschen
 Markt  absetzen.  Durch  die  Vorschrift  wird  sichergestellt,
 dass  das  Bundesamt  alle  notwendigen  Daten  erhält,  um  den
 nach  §  3  Abs.  3  dieses  Gesetzes  maximal  möglichen  durch-
 schnittlichen  Subventionssatz  (Unterschiedsbetrag  in  Euro
 zwischen  den  durchschnittlichen  Produktionskosten  des  je-
 weiligen  Bergbauunternehmens  und  dem  Preis  für  Dritt-
 landskohle)  feststellen  zu  können.  Deswegen  müssen  neben
 den  Bergbauunternehmen  alle  Betreiber  von  Anlagen,  in  de-
 nen  Steinkohle  eingesetzt  wird,  sowie  die  Kohlelieferanten
 in  den  Kreis  der  Verpflichteten  einbezogen  werden,  damit
 eine  vollständige  und  richtige  Subventionsabrechnung  durch
 das Bundesamt gewährleistet werden kann.

 Die  Vorschrift  entspricht  den  Regelungen  der  Melde-,
 Aufbewahrungs-  und  Auskunftspflichten  des  Steinkohle-
 beihilfengesetzes  vom  17.  Dezember  1997  und  hat  sich  in
 der Praxis bewährt.

 Zu §  7

 Damit  die  Melde-,  Aufbewahrungs-  und  Auskunftspflichten
 durchgesetzt  werden  können,  sind  sie  bewehrt.  Zuwider-
 handlungen  gegen  diese  Verpflichtungen  begründen  eine
 Ordnungswidrigkeit.

 Zu §  8

 §  8 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes.
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